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Rechtssache C-444/06

Kommission der Europäischen Gemeinschaften
gegen

Königreich Spanien

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 89/665/EWG 
— Öffentliche Liefer‑ und Bauaufträge — Nachprüfungsverfahren 

im Rahmen der Vergabe öffentlicher Aufträge“
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Leitsätze des Urteils

Rechtsangleichung — Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und 
Bauaufträge — Richtlinie 89/665 — Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ein Verfahren zur 
Nachprüfung der Zuschlagsentscheidungen vorzusehen
(Richtlinie 89/665 des Rates, Art. 2 Abs. 1 Buchst. a und b und Abs. 6 Unterabs. 2)
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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C‑444/06

Ein Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschriften 
weder eine verbindliche Frist für die Zustel‑
lung der Entscheidung über die Erteilung 
des Zuschlags für einen Auftrag an alle 
Bieter durch die Vergabebehörde noch 
eine verbindliche Wartefrist zwischen der 
Zuschlagserteilung und dem Abschluss des 
Vertrags vorsehen, verstößt gegen seine 
Verpflichtungen aus Art.  2 Abs.  1 Buchst.  a 
und b der Richtlinie 89/665 zur Koordi‑
nierung der Rechts‑ und Verwaltungsvor‑
schriften für die Anwendung der Nachprü‑
fungsverfahren im Rahmen der Vergabe 
öffentlicher Liefer‑ und Bauaufträge in 
der durch die Richtlinie 92/50 geänderten 
Fassung.

Art.  2 Abs.  1 Buchst.  a und b in Verbin‑
dung mit Abs.  6 Unterabs.  2 der Richtlinie 
89/665 ist nämlich dahin auszulegen, dass 
die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die dem 
Vertragsschluss vorangehende Entscheidung 
des Auftraggebers darüber, mit welchem 
Bieter eines Vergabeverfahrens er den 
Vertrag schließt, in jedem Fall einem Nach‑
prüfungsverfahren zugänglich zu machen, 
in dem der Antragsteller unabhängig von 
der Möglichkeit, nach dem Vertragsschluss 
Schadensersatz zu erlangen, die Aufhebung 
der Entscheidung erwirken kann, wenn die 

Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Der 
umfassende Rechtsschutz, der somit vor dem 
Vertragsschluss gemäß Art.  2 Abs.  1 dieser 
Richtlinie sicherzustellen ist, setzt außerdem 
insbesondere die Verpflichtung voraus, die 
Bieter vor dem Vertragsschluss von der 
Zuschlagsentscheidung zu unterrichten, 
damit diese über eine tatsächliche Möglich‑
keit verfügen, einen Rechtsbehelf einzu‑
legen. Dieser Rechtsschutz verlangt, dass für 
einen ausgeschlossenen Bieter die Möglich‑
keit vorgesehen wird, die Frage der Gültig‑
keit der Zuschlagsentscheidung rechtzeitig 
prüfen zu lassen. In Anbetracht der Erfor‑
dernisse der praktischen Wirksamkeit der 
Richtlinie 89/665, deren Ziel darin besteht, 
sicherzustellen, dass rechtswidrige Entschei‑
dungen der Vergabebehörden wirksam und 
möglichst rasch überprüft werden können, 
folgt daraus, dass ein angemessener Zeit‑
raum zwischen dem Zeitpunkt, zu dem die 
Zuschlagsentscheidung den ausgeschlos‑
senen Bietern mitgeteilt wird, und dem 
Vertragsschluss liegen muss, damit diese 
insbesondere einen Antrag auf Erlass vorläu‑
figer Maßnahmen bis zum Vertragsschluss 
stellen können.

(vgl. Randnrn. 37‑39, 44, 58, Tenor 1)


